Absender

An das
Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Ost

Postfach 60 10 61
14410 Potsdam

T13@lfu.brandenburg.de
(alternativ: Amt Golzow, Seelower Straße 14, 15328 Golzow)

Einwendung gegen Errichtung und den Betrieb einer Hähnchenmastanlage auf dem Grundstück in 15328 Golzow, Genschmarer Straße 25, Gemarkung Golzow, Flur 4, Flurstücke 416 und 417 (neue Bezeichnungen 632, 634) (Az. G00418), gemäß Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt vom 24. Juli 2018. 

Datum:



Sehr geehrte Damen und Herren,

ich fordere Sie auf, dem Antrag in der vorgelegten Form die Genehmigung zu versagen und die nachfolgend benannten Einwendungsgründe in Ihren Bescheid aufzunehmen. Ich weise Sie darauf hin, dass die hiermit erhobene Einwendung nicht abschließend ist. Insbesondere die Vertiefung einzelner Gesichtspunkte, deren Darstellung in den vorgelegten Antragsunterlagen unvollständig oder in sich widersprüchlich ist sowie solche Aspekte, deren Berücksichtigung entgegen der Notwendigkeit gänzlich unterblieb, bleibt vorbehalten. Soweit die Einwendung zu diesen und damit in Zusammenhang stehenden Aspekten bereits im vorgelegten Dokument vertieft wurde, ist dies keinesfalls als weitere Einwendungsgründe ausschließender Vortrag zu verstehen. Ich behalte mir deshalb vor, meine hiermit erhobene Einwendung nach Zugang weiterer relevanter Informationen zu ergänzen.  
Vor Weiterleitung meiner Stellungnahme an verwaltungsexterne Dritte bitte ich um Anonymisierung meiner persönlichen Daten!

Ich bitte um eine Bestätigung des Eingangs meiner Einwendung und um Zusendung der Niederschrift des Erörterungstermins. 

Unterschrift
Einwendungen
1. Es ist zu kritisieren, dass laut Bekanntmachung vom 24.7.2018 „für das beantragte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht“. Der Standort der geplanten Anlage grenzt unmittelbar an ein nach der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie geschütztes Gebiet und ein Vogelschutzgebiet. Es ist entgegen der Einschätzung des Landesamtes für Umwelt durchaus davon auszugehen, dass erhebliche, nachteilige Umweltauswirkungen hervorgerufen werden. Weiter heißt es in der Bekanntmachung: „Durch die Umnutzung der Rinderanlage verbessert sich die Immissionssituation vor Ort.“ Dies ist in der Hinsicht falsch, dass die besagte Anlage seit Jahren (s. u.) leer steht und sich damit die aktuelle Immissionssituation vor Ort durch eine neue Mastgeflügelhaltung verschlechtern wird.

2. Das SPA-Gebiet „Mittlere Oderniederung“ ist Rastplatz für verschiedene Zugvögel, beispielsweise Zehntausende Gänse. Es ist zu befürchten, dass durch diese Zugvögel Krankheitserreger übertragen werden. So kann beim Ausbruch der Vogelgrippe in der Anlage der Erreger auf freilebende Vögel übertragen werden, aber auch der Erreger in die Anlage eingeschleppt werden, wenn Zugvögel infiziert sind.

3. Brandschutz
Das Brandschutzkonzept ist in Bezug auf die Rettung der Tiere im Brandfall unzureichend. Aus § 14 BbgBO ergibt sich, dass bauliche Anlagen so beschaffen sein müssen, dass bei einem Brand auch die Rettung von Tieren möglich ist. Eine Tierrettung muss in einem überschaubaren Zeitraum vonstatten gehen. Es werden dabei z.T. Zeiträume von etwa 10 Minuten für die Menschen- und Tierrettung veranschlagt.

Im Brandschutzkonzept (S. 10) wird davon ausgegangen, dass die Tiere sich im Brandfall selbst durch den Wintergarten bzw. die darin zu öffnenden Giebeltore in Sicherheit bringen werden. Dass dies in einem Brandfall tatsächlich eintreten würde, ist illusorisch. Selbst bei einer rationalen Reaktion der Tiere wäre es fernliegend, dass sich auf diesem Wege ca. 13.000 Tiere (ungefähre Anzahl pro Stall laut Antrag) in Sicherheit bringen könnten. Allein aufgrund der hohen Anzahl der Tiere stellt dieser Rettungsweg ein Nadelöhr dar.
Ferner muss berücksichtigt werden, dass der Betreiber Stroh als Einstreumaterial wählt, welches stark brennbar ist und im Brandfall zu einer schnellen Ausbreitung der Flammen führen würde. Deshalb muss ein Rettungsweg geschaffen werden, der eine rasche Tierrettung gewährleistet.

Des Weiteren ist bei der Tierrettung eine Panikreaktion der Tiere zu beachten. Im Brandschutzkonzept wird angenommen, dass die Tiere sich selbständig in Richtung des Wintergartens bewegen würden. In der Regel verfallen diese aber in eine „Schockstarre“. Eine erfolgreiche Flucht über den Wintergarten ist dabei nicht ersichtlich.
Aus diesen Gründen ist der bauliche Brandschutz in der Mastgeflügelhaltung in Intensivtierhaltung besonders problematisch. Das einzig taugliche Konzept besteht darin, zwei der vier Außenwände komplett zur Seite zu schieben, sodass die Tiere ungehindert ins Freie strömen können.
 Hierzu bestehen auch geeignete Stallsysteme, die dies ermöglichen.

Der im Brandschutzkonzept dargelegte bauliche Brandschutz ist somit nicht geeignet, eine geeignete Tierrettung zu ermöglichen.

4. Brandschutz II
Nach der Brandenburgischen Bauordnung sind innere Brandwände im Abstand von höchstens 30 m vorgeschrieben. Im Antrag ist ein Abstand von 40 m vorgesehen. Da eine Rettung der Tiere im Brandfall kaum möglich ist, würden unnötig viele Tiere verbrennen.

5. Das Oderbruch ist flächendeckend Lebensraum des Fischotters (Artenschutzprogramm Elbebiber und Fischotter) und demzufolge zu berücksichtigen, zumal die Anlage unmittelbar an ein Fließgewässer grenzt.

6. Die Anlage steht seit mindestens Juni 2016 leer
. Nach unserer Auffassung ist der Bestandsschutz erloschen. Daher liegt hier keine wesentliche Änderung vor, sondern es ist ein Antrag auf Neugenehmigung zu stellen.
7. Einhaltung des Mindestabstands nach 5.4.7.1 TA Luft
Hinsichtlich der Abstandsvorgaben in 5.4.7.1 TA Luft sind die Antragsunterlagen in vielerlei Hinsicht fehlerhaft:

Fehlerhafte Messung des Abstands zur nächsten Wohnbebauung
Es wird angeregt, von Behördenseite den Abstand von der beantragten Anlage zum Wohngebäude in der Genschmarer Str. 18 (IO 1) metergenau festzustellen. Eine Messung mithilfe von Google Earth ergab, dass zu dem Wohngebäude in der Genschmarer Str. 18 ein Abstand von 269 Metern besteht (siehe Anlage 1). In den Antragsunterlagen (Anhang 4.1, S. 34 des Geruchsgutachtens) wird hingegen von einem Abstand von mehr als 275 Metern ausgegangen.

Fehlerhafte Anwendung von 5.4.7.1 TA Luft
In den Antragsunterlagen wird von einem Mindestabstand von ca. 275 Metern zur nächsten Wohnbebauung ausgegangen. Es ist zu berücksichtigen, dass Abbildung 1 in Ziffer 5.4.7.1 TA Luft nur ungefähre Mindestabstände liefern kann. Ferner hat die darin skizzierte Kurve keinen Anspruch darauf, metergenaue Abstände zu liefern. Dies wurde in den Antragsunterlagen richtigerweise mit der Angabe „ca.“ 275 Meter anerkannt. Dennoch wurde in Abbildung 4 zu Ziffer 9 des Geruchsgutachtens (Anhang 4.1, S. 34 des Geruchsgutachtens) ein metergenauer Abstand von 275 Metern zugrunde gelegt, um den Abstand zur nächsten Wohnbebauung darzulegen. Dementsprechend wurde nur zu IO 14 (Kleingartenanlage) Stellung bezogen. Zur Wohnbebauung in der Genschmarer Str. 18 (im Folgenden: IO 1) finden sich keine Ausführungen (siehe S. 33 des Geruchsgutachtens). Würde man hingegen einen Mindestabstand von 280 Metern zugrunde legen, wie dies auch nach Abbildung 1 in 5.4.7.1 TA Luft nicht zu beanstanden wäre, befände sich das Wohngebäude (IO 1) innerhalb des Mindestabstands. Folglich wurde der Mindestabstand nach 5.4.7.1 TA Luft nicht eingehalten. Es sind dementsprechend primärseitige Maßnahmen zur Emissionsminderung bzw. die Installation einer Abgasreinigungseinrichtung erforderlich, um die Anforderungen der TA Luft einzuhalten.

Es wird darauf hingewiesen, dass die in den Antragsunterlagen aufgeführten baulichen und technischen Anforderungen i.S.d. 5.4.7.1 TA Luft nicht als solche primärseitigen Maßnahmen zur Emissionsminderung zu zählen sind, wie sie bei Unterschreitung des Mindestabstands zu fordern sind. Hierdurch wird lediglich nachgewiesen, dass die zweite Variante von 5.4.7.1 TA Luft eingehalten werden soll, welche unabhängig zu den Regelungen zu Mindestabständen zu lesen ist.

Zu Abgasreinigungseinrichtungen ist folgendes zu sagen: Selbst wenn diese bei der hier gewählten Haltungsform nicht zum Stand der Technik i.S.d. BVT-Schlussfolgerungen zur Intensivhaltung oder –aufzucht von Geflügel oder Schweinen (Durchführungsbeschluss (EU) 2017/302 der Kommission) zählen sollten, ist dennoch eine überschießende Umsetzung in den EU-Mitgliedstaaten nicht zu beanstanden (siehe Art. 193 AEUV). Dies ist mit Ziffer 5.4.7.1 TA Luft geschehen, welche unabhängig von der Haltungsform die Installation einer Abgasreinigungseinrichtung als Option aufführt. 

Unterschreitung des Mindestabstands bzgl. des Grundstücks an IO 1
Selbst wenn von einem Mindestabstand von 275 Metern ausgegangen würde, würde für Teile des Grundstücks von IO 1 der Mindestabstand unterschritten (siehe auch Anhang 4.1, S. 34 des Geruchsgutachtens). Es muss nachgewiesen werden, dass dieser Teil des Grundstücks nicht zur Wohnnutzung zählt. Auch Grundstücke zählen zur Wohnnutzung i.S.d. TA Luft, sofern mit ihnen eine dem Wohnen zugerechnete Nutzung verbunden ist (z.B. bei Gärten oder Terrassen). Entsprechendes kann nur durch eine Anhörung des betroffenen Anwohners ermittelt werden.

8. Die Fahrsiloanlage soll nicht im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren betrachtet werden, sondern nach Baurecht genehmigt werden. Das Fahrsilo ist auf dem gleichen Flurstück geplant, auf dem sich die zur Genehmigung beantragte Hähnchenmastanlage befindet. In der Berechnung der Mindestabstände zu den Immissionsorten wird die Fahrsiloanlage jedoch ignoriert. Es besteht ein funktionaler Zusammenhang zwischen beiden Anlagen, die dem gleichen Antragsteller zuzuordnen sind. Daher ist die Fahrsiloanlage in das Genehmigungsverfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz einzubeziehen.

9. Priviligierung / Futtermittelberechnung
Die Futtermittelberechnungen zur Priviligierung sind fehlerbehaftet.

Nicht alle einbezogenen Futtermittel eignen sich für die Hühnermast und nicht alle einbezogenen Flächen eigenen sich überhaupt zum Futtermittelanbau.

In der bauplanungsrechtlichen Einordnung ist auch der Futterbedarf der Hähnchenmastanlage in Sachsendorf zu berücksichtigen, da diese bereits fertiggestellt ist. Auch in Reitwein wird noch der falsche Futterbedarf berechnet. Hier strebt der Antragssteller den Bau einer Putenmast an, die dortige Rinderanlage ist nicht mehr in Betrieb. Daher ist auch der geänderte Futterbedarf dieser Anlage zu berücksichtigen. Die Futterbedarfs-Rechnung für die GmbH ist damit falsch.

Auf den Flächen des Betriebes muss tatsächlich Tierfutter erzeugt werden, das hinsichtlich seiner Eignung und seines Volumens ausreichend ist für den überwiegenden Teil des Futterbedarfs (siehe: Kommentar Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger zu BauGB § 201 Rn. 17; Urteil OVG Münster vom 15.02.2013 – 10 A 1606/11; Urteil VG Neustadt vom 22.02.2016 – 3 K 325/15.NW). Insofern ist die Futterfläche folgendermaßen zu ermitteln: Es versteht sich von selbst, dass Wald oder Stilllegungsflächen und bei Geflügel auch Grünlandflächen nicht als Futtergrundlage zu betrachten sind. Mindestens 300 ha Grünland und Brache wurden hier im Antrag fälschlicherweise mit einbezogen. Ebenso wenig als Futtergrundlage zu betrachten ist der Anbau von Kulturen, die bereits bestimmungsgemäß oder vertraglich zu anderer Nutzung (Zuckerrüben, Biogasmais, Stärkekartoffeln etc.) vorgesehen sind. Dies ist konkret für die Landwirtschaft Golzow-Betriebs GmbH zu ermitteln und darzustellen.

Das in der Futterflächenberechnung angesetzte Futter muss für die beabsichtigte Art und Form der Tierhaltung geeignet sein: In der Geflügelmast ist von den

Anbaufrüchten nur Futterweizen oder Körnermais geeignet – nicht aber Backweizen, Gerste, Roggen, Hafer, Silomais, Kartoffeln, Rüben oder andere Feldfrüchte.

Quantitativ sind auf Grundlage langjähriger Durchschnittswerte (nicht Spitzenergebnisse) die Hektar-Erträge festzustellen. Die Landesämter für Statistik weisen in ihren jährlichen Statistischen Berichten die durchschnittlichen Erträge in den Landkreisen aus. Von den so ermittelten z.B. Futterweizen-Mengen des Betriebes sind noch Verluste und Schwund z.B. bei Lagerung abzuziehen. Zu berücksichtigen ist hierbei außerdem, dass Weizen nach landwirtschaftlicher guter fachlicher Praxis im Rahmen einer Fruchtfolge nur alle 3 Jahre (besser: alle 4 Jahre) auf einem Acker anzubauen ist. 

Als agrarindustriegeneigt ist die Praxis zu bewerten, Feldfrüchte einzurechnen, die per se nicht der Verfütterung dienen, sondern vertrags- oder bestimmungsgemäß für andere Verwertungen gebunden sind – z.B. Silomais für Biogasanlagen, Rüben- oder Kartoffeln für Rüben- oder Stärkefabriken etc..

Hinzu käme eigentlich noch die die Vorgabe, dass entsprechend dem Eiweißbedarf der Tiere auch 51% der jeweils konkreten Eiweißfrüchte (also je nach Tierart Körnerleguminosen, andere Leguminosen oder Raps) auf den Flächen erzeugt werden können - was entsprechend bei den Flächenberechnungen anzusetzen wäre.

Im Antrag findet sich kein Nachweis, wie viele der landwirtschaftlichen Nutzflächen der Landwirtschaft Golzow-Betriebs GmbH gepachtet sind und wie lange diese Pachtverträge laufen.

Die Futtermittel-Berechnung muss neu ausgeführt, fehlende Informationen ergänzt die Antragsunterlagen danach erneut ausgelegt werden. 

(Erlaubt, aber nicht im Sinne einer nachhaltigen Landwirtschaft: Obwohl der Antragssteller mehrere Tausend Tonnen Weizen aus eigenem Anbaue auf dem Anlagengelände lagern will, wird „Das Futter für die Hähnchenmastanlage Golzow […] extern dazugekauft und in die Futtersilos eingelagert. Pro Durchgang werden ca. 200 t Futterweizen verfüttert.“)
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�	 Ruhe, Brandschutz in Mastviehanlagen, in: Feuertrutz Magazin 2/2011, S. 6. (� HYPERLINK "https://www.kremer-werner.de/images/dokumente/Feuertrutz-Magazin_Brandschutz_Massentierhaltung_Mrz_2011_end.pdf"��https://www.kremer-werner.de/images/dokumente/Feuertrutz-Magazin_Brandschutz_Massentierhaltung_Mrz_2011_end.pdf�)


�	 Ruhe, Brandschutz in Mastviehanlagen, in: Feuertrutz Magazin 2/2011, S. 7.


�	 Ruhe, Brandschutz in Mastviehanlagen, in: Feuertrutz Magazin 2/2011, S. 7.


�	„Bereits im Herbst des Jahres 2015 wurde der Bereich Milchproduktion am Standort Sachsendorf aufgrund der vorgenannten Preissituation bei Milch eingestellt. In der Folgezeit wurde versucht, den Standort Golzow effektiver zu betreiben, um zumindest hier die Milchproduktion weiter zu betreiben. Leider ließen die örtlichen Gegebenheiten eine rentable Produktion nicht zu, so dass schließlich die unternehmerische Entscheidung getroffen werden musste, auch diesen Bereich zu schließen. Der Verkauf der Kühe und des Jungviehs begann im April 2016 und wurde weitestgehend im Juni des Jahres abgeschlossen.“ Landwirtschaft Golzow-Betriebs-GmbH, Jahresabschluss zum Geschäftsjahr vom 01.01.2016 bis zum 31.12.2016





